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„So far remission has remained a sleeping beauty in civil law countries. 
The present contribution aims at awakening her.  

To achieve this purpose a slightly more elaborated regulation that 
the one contained in article 34 (4) needs to be considered.“ 
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§ 1 Einführung in die Thematik 

A. Problemstellung 

Solange Menschen bei der Durchführung von Schiedsverfahren beteiligt sind, wird 
es fehlerhafte Schiedssprüche geben. So wie ein staatliches Urteil niemals perfekt 
sein kann, gibt es auch keine vollständig fehlerfreien Schiedssprüche. Die meisten 
Fehler sind jedoch zu vernachlässigen, da sie keinen Einfluss auf das Gesamtergeb-
nis der Entscheidung haben.1 Eine fehlerhafte Tatsachenfeststellung des Schiedsge-
richts oder eine falsche Rechtanwendung haben hingegen regelmäßig entscheiden-
den Einfluss auf den Ausgang eines Schiedsverfahrens. Die Schiedsparteien 
können jedoch nicht jeden fehlerhaften Schiedsspruch vor den zuständigen staat-
lichen Gerichten angreifen, da eine Nachprüfung schiedsgerichtlicher Urteile 
grundsätzlich weder in tatsächlicher noch in rechtlicher Hinsicht stattfindet 
(Verbot der sog. révision au fond). Hieraus folgt jedoch nicht, dass Schiedssprü-
che überhaupt keiner Kontrolle unterliegen.2 Jede nationale Rechtsordnung 
enthält typischerweise einen Katalog abschließend genannter Aufhebungsgründe, 
mit denen sich die Rechtskraft eines Schiedsspruchs durchbrechen lässt.3 
                                                           
1 Wie die Entscheidung C.A., Hyle v. Doctor’s Associates Inc., 198 F.3d, S. 368-372 zeigt, 

können jedoch selbst „einfache“ Schreib- oder Rechenfehler Einfluss auf das Gesamtergebnis 
nehmen. In der Entscheidung sprach das Schiedsgericht den Schadensersatzanspruch versehent-
lich der falschen Partei zu. 

2 Vgl. rechtsvergleichend Kerameus, in: FS Fasching (1993), S. 257-268. Nach belgischem und 
schweizerischem Recht können ausländische Schiedsparteien die Kontrolle durch die staatli-
chen Gerichte ausschließen, vgl. Vanderelst, in: J. Int’l. Arb. 3 (1986), S. 77-86; Poudret, in: 
Arb. Int’l. 4 (1988), S. 283; Bucher/Tschanz, Int. Arb. in Switzerland (1989), S. 144; Park, in: 
Arb. Int’l. 5 (1989), S. 232, 233; Hanotiau/Block, in: Arb. Int’l. 15 (1999), S. 97-102; Patoc-
chi/Jermini, in: Berti (Hg.), Int. Arb. in Switzerland, Art. 192, Rn. 19-23; Lew/Mistelis/Kröll, 
Comparative Int. Arb. (2003), S. 684. Die Überprüfung des Schiedsspruchs erfolgt nur noch im 
Rahmen der Vollstreckbarerklärung, weshalb hieraus die Gefahr eines umfangreichen exequatur 
shopping erwächst, vgl. Storme, in: Int’l. Bus. Law. 14 (1986), S. 294, 295; Vanderelst, in: 
J. Int’l. Arb. 3 (1986), S. 77-86. Daher sehen sich die Vorschriften starker Kritik ausgesetzt, vgl. 
von Hoffmann, in: IPRax 1986, S. 340; van Houtte, in: Rev. Arb. 1986, S. 41; Bühler, in: IPRax 
1987, S. 255; Habscheid, in: RIW 1988, S. 772; Haas, Anerkennung und Vollstreckung (1991), 
S. 123. 

3 Nach Moses, Principles and Practice (2008), S. 195-199 lassen sich die Aufhebungsgründe der 
nationalen Rechtsordnungen wie folgt typisieren: Anfechtungen wegen der Unzuständigkeit des 


